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183 Verordnung 


zur Abänderung des Umſatzſteuergeſetzes. 
Vom 7. 12. 1931. 

Auf Grund des § 1 Nr. 8 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1 (Geſ. Bl. S. 719) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

i Artikel! 

Das Umſatzſteuergeſetz vom 4. 7. 1922 in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 

Hinter S 31 wird folgender S 31a eingefügt: 

§ 31 a 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die der Wandergewerbeſteuer unterliegen, kann die Pauſchumſatzſteuer 
abweichend von den Vorſchriften des § 31 für die ganze Zeit der Geltungsdauer des Wandergewerbe— 
ſcheines bereits im voraus gleichzeitig mit der Entrichtung der Wandergewerbeſteuer ſelbſt ce are 
werden. 

(2) Für die Perſonen, deren Umſatzſteuerpflicht im Gebiet der Freien Stadt lediglich durch 
Verkauf von Erzeugniſſen auf einem öffentlichen Markt bedingt ijt, können abweichend von der Vor— 
ſchrift des § 31 die Pauſchumſätze nach Tagen bemeſſen und ihre Zahlung am jeweiligen Markt- 
tage verlangt werden. 

(3) In den Fällen des Abſatzes 1 und 2 wird die Steuer mit der Anforderung durch den mit 
ihrer Einziehung beauftragten Amtsträger fällig, ohne daß es der vorherigen Zuſtellung eines Steuer- 
beſcheides bedarf. 

Artikel II 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung und der Maßgabe in Kraft daß ſie 
erſtmalig für die auf das Jahr 1932 entfallende Umſatzſteuer Anwendung findet. 

Danzig, den 7. Dezember 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


184 Verordnung 
i zur Abänderung des Gewerbeſteuergeſetzes. 
Vom 10. 12. 1931. 

Auf Grund des § 1 Nr. 8 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird 

folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I : 

Das Gewerbeſteuergeſetz vom 8. 5. 1923 in der zur Zeit geltenden Faſſung wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 erhält folgende Faſſung: 

8 1 

(1) Der Beſteuerung fach dieſem Geſetz unterliegt jedes ſelbſtändige ſtehende Gewerbe für ſich, 
ſoweit es im Inland betrieben wird und dort eine Betriebsſtätte (S 1a) unterhalten wird. 

(2) Als Gewerbe im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch eine freie und eine ähnliche ſelbſtändige 
Berufstätigkeit einſchl. der Tätigkeit der Notare. Die von ihnen erhobene Steuer wird im Verkehr 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 12. 1931). 


mit den Steuerpflichtigen als „Berufsſteuer“ bezeichnet. Wird ein freier Beruf von mehreren Per⸗ 
ſonen gemeinſchaftlich ausgeübt, at wird die e als einheitlicher Gewerbebetrieb im 
Sinne dieſes Geſetzes behandelt. ö 

(3) Die Steuerpflicht ent mit dem Tage der Betriebskioffnun und endet mit Abſchluß des 
Kalendervierteljahres, in welchem das Gewerbe abgemeldet worden iſt. 

(4) Zeitweilige durch die Natur des Gewerbes verurſachte Unterbrechungen Hafen die Steuer⸗ 
1 nicht erlöſchen. d ; 

125 a § 1 wird folgender neuer 8 ale 1 11 15 

> $ 14 ae 3 

Bischen im Sinne des § 1 Abſ. 1 iſt jede örtliche 1 oder aa im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig, die der Ausübung des Betriebes eines ſtehenden Gewerbes dient. Außer dem 
Ort der Leitung gelten hiernach als Betriebsſtätten Zweigniederlaſſungen, Fabrikationsſtätten, Ein⸗ 
und Verkaufsſtellen, Kontore, die Benutzung von Ständen auf öffentlichen Märkten und ſonſtige zur 
Ausübung des Gewerbes durch den Unternehmer ſelbſt, deſſen Geſchäftsteilhaber, Prokuriſten oder 
andere ſtändige Vertreter unterhaltene Geſchäftseinrichtungen. Als Betriebsſtätte gilt auch der Betrieb 
von Bauausführungen, deren Dauer 12 Monate überſteigt oder vorausſichtlich überſteigen wird. Eine 
Unternehmung, die der Verſorgung mit Gas, Waſſer, Elektrizität oder der Fernheizung dient, hat 
keine Betriebsſtätte in den Gemeinden, durch die nur eine Zuleitung geführt wird, in denen aber Gas, 
Waſſer, Elektrizität oder Wärme nicht abgegeben werden. 


3. $ 3 Abſ. 1 Ziff. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„es ſei denn, daß der Abſatz der Erzeugniſſe von einem Stand auf einem öffentlichen Markte 
im Sinne des § 1 a erfolgt.“ 


4, S 5 erhält folgenden Wortlaut: 

a § 5 : 

Die Gewerbeſteuer wird nad dem Ertrage des ſteuerpflichtigen Betriebes berechnet. Als Ertrag 
in dieſem Sinne gilt unbeſchadet der SS 5a und 5b der nach den Vorſchriften des Einkommen⸗ oder 
Körperſchaftsſteuergeſetzes für den einzelnen Gewerbebetrieb leinſchl. der nach § 1 als Gewerbe gel⸗ 
tenden freien und ähnlichen Berufstätigkeit) feſtgeſtellte Gewinn im Sinne des $ 14. 


5. Hinter 8 5 werden folgende Vorſchriften als SS 5a und 5b eingefügt: 
8 82 ö 

Dem 0 im Sinne des § 5 find für die Berechnung der Gewerbeſteuer folgende eo 
hinzuzurechnen, ſoweit fie bei der Gewinnfeſtſtellung zur Einkommen⸗ oder Körperſchaftsſteuer⸗Ver⸗ 
anlagung als Betriebsausgaben abgeſetzt worden ſind: : 

1. Zinſen für die nicht aus laufenden Verbindlichkeiten beſtehenden Schulden, Renten und 
dauernden Laſten ſowie Gewinnbeträge, die an ſtille Geſellſchafter oder andere nicht als 
Mitunternehmer Beteiligte entridiet werden; 

2. Gehälter, Tantiemen oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Berau en die von einer 
offenen Handelsgeſellſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unter- 
nehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebes anzuſehen iſt, an ihre Geſellſchafter oder von 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien an die perſönlich haftenden Geſellſchafter für die der 
Geſellſchaft geleiſteten Arbeiten und Dienſte entrichtet worden find; 

3. Sondervergütungen, die bezahlt werden, bei einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung an 
deren geſchäftsführende Geſellſchafter, bei einer Aktiengeſellſchaft an deren Vorſtandsmitglie⸗ 
der, bei einer Kommanditgeſellſchaft an deren perſönlich haftende Geſellſchafter, oder bei 
ſonſtigen Erwerbsgeſellſchaften an ihre Mitglieder. Als Sondervergütung gilt, was mehr als 
eine angemeſſene Entſchädigung für geleiſtete Arbeit darſtellt. Sondervergütungen ſind auch 
dem Ertrage hinzuzurechnen, wenn ſie an nahe Familienangehörige der aufgeführten Perſonen 
gezahlt werden. 

S 5b . 

Der Gewinn im Sinne des $ 5 ermäßigt ſich für die Berechnung der Gewerbeſteuer, falls der Ge⸗ 
werbetreibende das Gewerbe auf einem eigenen Grundſtück ausübt, um 4 v. H. des Steuerwertes 
dieſes Grundſtücks. Maßgebend für die Höhe dieſes Abzuges iſt der bei der letzten Vermögens⸗ 
ſteuer⸗Veranlagung feſtgeſtellte Grundſtückswert. Dient nur ein Teil des Grundſtücks den gewerblichen 
Zwecken des Steuerpflichtigen ſelbſt, ſo iſt nur ein entſprechender Teil des Grundſtückswertes der 
Berechnung des Abzuges zu Grunde zu legen. Entſprechendes gilt, wenn die Benutzung für eigene 
gewerbliche Zwecke des Steuerpflichtigen nicht während des ganzen nach § 14 maßgebenden Zeit⸗ 
raumes ſtattgefunden hat. 
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6. § 8 wird geftriden. 
7. § 9 Abſatz 1 und 2 erhalten folgenden Wortlaut: 
7 § 9 “ 
(1) Abgabepflichtig ijt nur der den Betrag von 2400 G überſteigende Teil des Ertrages. 
(2) Die Steuer beträgt: 


für die weiteren angefangenen oder vollen 2400 G des Ertrages 3 v.. Se 
” ” „ ” 77 2) 2.400 ” „ „ 6 D. 9 
” »” ” ” ” 77 2 400 ” „ „ 9 D. H., 
„ „ » ” ” „ 2 400 „ „ „ 10 D. Ds 
„ „ »” „ ” ” 4 800 »” ”) „ 11 D. 9 
den Leiten gg tend v. 5H. 


8. § 11 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 11 
(1) Zwecks Feſtſtellung der Höhe der Mindeſtſteuer werden vom Steueramt unter Zuziehung des 
Steuerausſchuſſes (§ 20 des Steuergrundgeſetzes) die Gewerbebetriebe nach Art und Umfang zu 
Beginn des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird, in ſieben Gruppen eingereiht. 
(2) Bei der Einreihung, die alljährlich nach Richtlinien des Senats vorzunehmen iſt, ſind zu be⸗ 
rückſichtigen: 8 ; 
1. die Art des Gewerbebetriebes, : 
2. der jährliche Mietwert der zum Gewerbebetrieb benutzten Räume, f 
3. die Höhe der eigenen oder fremden flüſſigen verfügbaren Mittel des Gewerbetreibenden in 
Geld oder Geldeswert, 
4. die Zahl der Angeſtellten, 
5. die Höhe der im verfloſſenen Jahre erzielten Umſätze, 
6. der im verfloſſenen Jahre erzielte Ertrag. 
(3) Vor Feſtſetzung der Richtlinien nach“ Abſatz 2 ſind die öffentlich-rechtlichen berufsſtändiſchen 
Organiſationen der ſteuerpflichtigen Berufsgruppen zu hören. 
9. § 12 erhält folgenden Wortlaut: 


8 12 
(1) Als Mindeſtſteuer it zu zahlen: 
a) in der 1. Gruppe. 2400 G, 
% i 200 
%%% ee el 
d) ” ” 4. ” . . . 240 „ „ 
„%%% ͤ;ͤoõ ADS 
j das BO AQ Ye 
g) 55 wird eine Mindeſtſteuer nicht erhoben. 


(2) Das Steueramt iſt unter Hinzuziehung der Steuerausſchüſſe befugt, in beſonderen Ausnahme⸗ 
fällen für Betriebe in der 1. Gruppe die nach Abſ. 1 feſtgeſetzte Mindeſtſteuer bis zu 12000 G zu 
erhöhen. Im Steuerbeſcheid iſt dieſe Erhöhung beſonders zu begründen. 

10. Es wird folgender $ 13 a angefügt: 

§ 13a 

Bei denjenigen Steuerpflichtigen, deren Gewerbeſteuerpflicht ausſchließlich auf der Benutzung 
eines Marktſtandes im Sinne des $ la beruht, iſt lediglich die Mindeſtſteuer zu erheben. Sie beträgt 
abweichend von den Sätzen des § 12 und unbeſchadet der Vorſchrift des $ 12 Abſ. 1 für jeden 
Tag der Benutzung eines Marktſtandes zwei Gulden. Auf die Erhebung dieſes Betrages findet $ 31 a 
Abſ. 2 und 3 des Umſatzſteuergeſetzes entſprechende Anwendung. 

11. § 15 wird geſtrichen. 

12. § 25 erhält folgenden 3. Abſatz: 

„() Im Falle des $ 13 a wird eine Betriebseröffnungsſteuer nicht erhoben.“ 

’ Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß ſie 
erſtmalig für die auf das Jahr 1932 entfallende Gewerbeſteuer Anwendung findet. 
Danzig, den 10. Dezember 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


a SUPER EB IE SWEET IL 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers — Druck von A. Schroth in Danzig. 


